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Alessandra Paone
und Nina Fargahi

FragtmanMaksym, seitwann er
in der Schweiz ist, dann sagt er,
ohne eine Sekunde zu überle-
gen: «Seit einem Jahr und sechs
Tagen.» Der 14-Jährige ist nach
Kriegsbeginn mit seinen Eltern
und den beiden Schwestern von
Iwano-Frankiwsk in der West-
ukraine in die Schweiz geflüch-
tet. Er lebt in Uettligen im Kan-
ton Bern und besucht dort die
achte Klasse.

Maksym ist eines von insge-
samt knapp 18’800 ukrainischen
Kindern, die seit Kriegsbeginn in
der Schweiz aufgenommen und
eingeschultwurden.Neben dem
Unterricht an seiner Schule in
Uettligen verfolgt er online die
Lektionen in der Ukraine. Das
verschafft ihm proTag einen zu-
sätzlichen Aufwand von mehre-
ren Stunden.

Der Stoff in der Ukraine sei
dichterund anspruchsvoller, sagt
Maksym.Während er inUettligen
zum Beispiel nur ein Mathema-
tikfach habe, belege er in derUk-
raine Algebra und Geometrie.
«Ich lerne hier in der achtenKlas-
se,was ich zuHause schon in der
sechsten Klasse hatte.»

In der Ukraine musste Mak-
sym oft bis spätabends lernen,
umnachzukommen. «Wirhatten
viele spontane Tests. Hier sind
die Prüfungen angekündigt, und
wir haben für die Vorbereitung
genügend Zeit», sagt er.Auch sei-
en in der Ukraine die Lehrkräfte
viel strenger. «In der Schweiz ist
die Lehrerinwie eine Freundin.»

Onlineplattform
«All-Ukrainian School»
DieukrainischeRegierungdräng-
te vor allem zuBeginn des Kriegs
darauf,dass die geflüchtetenKin-
der im Ausland weiterhin nach
ukrainischem Lehrplan unter-
richtet werden. Damit wollte sie
wohl den Glauben an ein baldi-
ges Kriegsende und die zeitnahe
Rückkehr in dieHeimat transpor-
tieren.

Noch immer bieten die Schu-
len in der Ukraine für die ukrai-
nischen Kinder in der Schweiz
Fernunterricht an, damit sie den
Schulstoff inderHeimatnichtver-
passen. Laut einer unlängst ver-
öffentlichten Studie der Pädago-
gischenHochschule Zugnehmen
etwa 70 Prozent aller ukraini-
schen Kinder und Jugendlichen
nach wie vor am Fernunterricht
in der Ukraine teil und besuchen
gleichzeitig die reguläre Schule
unddenDeutschunterricht in der
Schweiz.EinDrittel davongibt an,
bis zu 15 Stunden pro Woche in
denFernunterricht zu investieren.

Die Bildungsdirektion des
KantonsBernwies die Schulen im
letzten Sommeran, sich nurnoch
an den Lehrplan 21 zu halten. Sie
erlaubte aber die selbstständige
Arbeit mit der Onlineplattform
«All-Ukrainian School»während
des Präsenzunterrichts zu aus-
gewählten Fachbereichen, sofern
diese den weiteren Erwerb der
deutschen Sprache und den An-
schluss andie Ziele derRegelklas-
se nicht behindert.

In Uettligen, wo Maksym zur
Schule geht, ist dieTeilnahme am

ukrainischen Fernunterricht
morgens nicht möglich. Das Ar-
beitsprogrammderukrainischen
Schülerinnen und Schüler an der
Oberstufenschule sei sehr eng
ausgestaltet, sagt SchulleiterDa-
nielMauerhofer.Neben demUn-
terricht im Klassenverband be-
suchten sie zusätzlich das Fach
Deutsch als Zweitsprache.Zudem
müssten sie gemäss Lehrplan 21
als erste Fremdsprache Franzö-
sisch lernen.EineMöglichkeit der
selbstständigen Arbeit während
des Präsenzunterrichts mit der
Onlineplattform «All-Ukrainian
School» bestehe somit nicht.
Denn daswürde die Ziele derRe-
gelklasse konkurrenzieren.

Mauerhofer sagt: «Von den
ukrainischen Familien wird er-
wartet, dass sie sich zunehmend
auf die hiesigen Lebenswelten
einlassen.» Im vergangenen
Sommerhabe er deshalb zusam-
men mit dem Lehrerkollegium
das Gespräch mit den Eltern der
ukrainischen Schülerinnen und

Schüler gesucht. «Wir haben sie
gefragt, was ihre Absicht sei. Ob
sie gedenken, die Schweiz bald
wieder zu verlassen. Alle haben
geantwortet: ‹Nein,wirbleiben›»,
erzählt er.

Die Kinder leben
zwischen zweiWelten
Bis im letzten Sommer sei es für
die geflohenen Schulabgängerin-
nen und -abgänger aus der Uk-
raine nochwichtig gewesen, dass
sie den unmittelbarbevorstehen-
den Schulabschluss erlangen
könnten, sagtAndreasWalter. Er
ist Co-Präsident der Schweizeri-
schenVolksschulämterkonferenz
und leitet ausserdem das Volks-
schulamt Solothurn.

Walter kennt sichmit der Ein-
schulung von Flüchtlingen aus.
Für ihn steht fest: «Wer zuzieht,
geht hier zur Schule.» Ungeach-
tet der jeweiligen Herkunft, des
Aufenthaltsstatus oder der Ge-
pflogenheiten imHerkunftsland
gelte für alle Kinder und Jugend-
lichen im schulpflichtigen Alter
die Schulpflicht nach dem jewei-
ligen kantonalen Recht. Und es
sei das verfassungsmässig ga-
rantierte Grundrecht auf Bildung
dieser Kinder und Jugendlichen.

«In der Regel wollen Kinder
mit Kindern zusammen sein, sie
wollen sein wie die anderen»,
sagt Walter. Die lokale Sprache

sei deshalb sehr wichtig. Die
Schule schaffe diesen Boden für
die Sprache, die Kommunikati-
on, den Austausch. Deshalb sei-
en,wenn immermöglich, die Re-
gelstrukturen den Spezialpro-
grammen vorzuziehen.

Maksym spricht Deutsch, nur
ganz seltenmuss erwährend des
Gesprächs auf Englisch auswei-
chen. Wie lange er noch beide
Schulsysteme verfolgen wird,
weiss er nicht. Er sagt: «Falls der
Krieg bald aufhört, würde ich
gern in die Ukraine zurückkeh-
ren und direkt nach der neunten
Klasseweitermachen,ohne etwas
verpasst zu haben.» Falls der
Krieg aber andauert, würde er
gern an der Technischen Fach-
schule Bern Informatik studieren.

Wie diemeisten ukrainischen
Flüchtlingskinder lebt Maksym
zwischen zweiWelten. Er scheint
den Anschluss in der Schweiz
aber gefunden zu haben. Doch
Walterwarnt: «Die Situation hat
sich nicht normalisiert.» Die Kin-
der, die jetzt neu in der Schweiz
ankommen, hätten eine andere
Kriegserfahrung, seien anders
und teilweise schwerer trauma-
tisiert. Die psychische Belastung
derKinderund der Familien blei-
be gross. Und die Ungewissheit,
wann sie in die Heimat zurück-
kehren könnten, habe auchAus-
wirkungen auf die Schulen.

Doppelter Schulunterricht:
Sie paukenmit Überstunden
Ukrainische Kinder Maksym besucht in Uettligen BE die Oberstufe und abends
den Fernunterricht der Heimat. Er soll so den Anschluss zu Hause nicht verpassen.

«In der Schweiz
ist die Lehrerin
wie eine Freundin.»

Maksym (14)
Uettligen im Kanton Bern

Maksym würde später gern an der Technischen Fachschule Bern Informatik studieren. Foto: Adrian Moser

Covid-Referendum Ein Komitee
rund umdie BewegungenMass-
Voll und Freunde derVerfassung
hat gestern rund 60’000Referen-
dumsunterschriften gegen die
Verlängerung des Covid-Geset-
zes eingereicht, das seit Septem-
ber 2020 in Kraft ist. Es will da-
mit einen Schlussstrich ziehen
unter die Pandemie. «Covid ist
Geschichte», sagte Roland Bühl-
mann,Co-Präsident der Freunde
der Verfassung, auf der Bundes-
terrasse in Bern, wo die Unter-
schriften an die Bundeskanzlei
übergeben wurden. (SDA)

Unterschriften
eingereicht

Crypto-Affäre Die Strafuntersu-
chung zur Crypto-Affäre ist ein-
gestellt worden,wie PeterMarti,
ausserordentlicher Staatsanwalt
des Bundes, gestern Abend in
einerMitteilung bekannt gab.Die
Untersuchung betraf Amtsge-
heimnisverletzung und Anstif-
tung zurVerletzung desAmtsge-
heimnisses.

Zwei derBeschuldigtenwaren
Markus Seiler, Generalsekretär
des Aussendepartements, und
Peter Lauener, der frühere Kom-
munikationschef des Departe-
ments des Innern. (SDA)

Peter Marti stellt
Untersuchung ein

Erstmals bestätigt Jacques Pitte-
loud, Schweizer Botschafter in
den USA, dass auch er in Wa-
shington Kritik wahrnimmt, die
dem Land gefährlich werden
kann: «Es ist ganz klar, und das
haben wir in den vergangenen
zwei Wochen gespürt, dass das
Image derSchweiz gewisse Risse
undKratzerbekommenhat, dass
wir zunehmendwieder kritisiert
werden, nicht nur in der angel-
sächsischenPresse, sondern auch
in Europa.»

Seine Erfahrung zeige, dass in
denUS-Medien geäusserte Kritik
bedeute, «dass es irgendwoknis-
tert und sich das Bild derSchweiz
verändert. Und es lohnt sich, zu
handeln, bevor das die Politik er-
reicht.» Die Zeit dränge, auch
wenndie FaktendieVorwürfewi-
derlegten, sagt Pitteloud amRand
einer Veranstaltung der Schwei-
zer Botschaft mit der Freund-
schaftsgruppederParlamente der
Schweiz undderUSA.Soebenhat
die Schweiz das jüngste Sankti-
onspaket der EU übernommen,
und gemäss den Zahlen vom
Herbst 2022 hat sie 7,5Milliarden
Franken an russischenVermögen
gesperrt – von offiziell 46 Milli-
arden Franken.

Auch der US-Botschafter in
Bern hat die Schweizer unlängst
aufgeschreckt. Scott Miller kriti-
sierte die eidgenössischen Be-
hörden, sie seien zu wenig ko-
operativ bei der Umsetzung der
Sanktionen gegen russische Fir-
men und Staatsbürger. Christa
Markwalder, Nationalrätin und
Präsidentin der Freundschafts-
gruppe, hält in den USA entge-
gen, die Schweiz zeige sich sehr
solidarisch mit der Ukraine, in-
dem sie mehr als 78’000 Flücht-
linge aufgenommen habe.

Ein Sturm inHurrikanstärke
Nationalrats-Vizepräsident Eric
Nussbaumer zeigt sich bei dem
Anlass inWashington überzeugt,
dass ein Sturm auf das Land zu-
kommt: «Konrad Hummler sagte
treffend,dass derSturmnichtvor-
beiziehe, sondern direkt auf die
Schweiz zurase.» Einer in Hurri-
kanstärke, sagt der SP-National-
rat: «Der aktuelle Druck auf die
Schweiz scheintmir ähnlich hoch
wie zuBeginnderKontroverse um
die nachrichtenlosen Vermögen
und das Bankgeheimnis.» Diese
hatte Mitte der 90er-Jahre und
nachder letzten Finanzkrise 2008
die Schweiz durchgeschüttelt.
Diesmal geht es umdie russischen
Oligarchengelder.

Die USA haben mit den ande-
ren G-7-Industriestaaten eine
Taskforce namensRepo gebildet,

die der Aufspürung, der Blockie-
rung und der Einziehung solcher
Vermögen dient. Darin müsse
Bernmitmachen, forderteUS-Bot-
schafter Miller. Nussbaumer ist
überzeugt: «Die Schweiz wird
nicht darum herumkommen, bei
der Kontrolle russischer Oligar-
chengelderengermit denUSAund
der EU zusammmenzuarbeiten.»

Pitteloud stellt inAbrede, dass
das Land unterDruck stehe,Mit-
glied der Taskforce zu werden.
«Was die Amerikanerwollen, ist
eine enge Zusammenarbeit in
dem Bereich», sagt er.

Offensiv habe sie die schwie-
rigen Themen angesprochen,
sagt FDP-Nationalrätin Christa
Markwalder.An derBörse inNew
York. Bei Treffen mit Schweizer
Wirtschaftsvertretern. Bei Besu-
chen derRepräsentanten, die auf
der US-Seite in der Freund-
schaftsgruppe sitzen. Überall
seienVerständnis und Dankbar-
keit zu spüren gewesen dafür,
dass die SchweizerRegierung die
CS geordnet habe untergehen

lassen. Die grüne Nationalrätin
Sibel Arslan fügt später an, ihre
Partei habe durchaus noch kriti-
sche Fragen zur notrechtlichen
Bankenrettung.

«Zufrieden» sei er, sagt dafür
derUS-Abgeordnete Bill Huizen-
ga. Als Vorsitzender des Unter-
ausschusses für Finanzaufsicht
war der Republikaner jüngst da-
mit beschäftigt, eineAusbreitung
der Krise im US-Bankensektor
auf die internationalen Finanz-
märkte zu stoppen.

«Darumwar ich zufrieden, als
die Schweiz sehr aggressiv ein-
gegriffen hat, um das ebenfalls
zu verhindern», sagt er. «Die
Schweiz scheint die Lage gemeis-
tert zu haben.» Nicht ausschlies-
sen will Huizenga, dass ameri-
kanischerDruck dabei eine gros-
se Rolle gespielt hat. «Ich weiss
nichts davon, aber ichwäre nicht
überrascht», sagt er. «Ich hoffe
jedenfalls, eswar kein übermäs-
siger Druck, sondern positive
Kommunikation.»

Fabian Fellmann,Washington

Botschafter in den USA
warnt vor stärkeremDruck
Oligarchengelder Jacques Pitteloud sagt, dass
sich das Schweiz-Bild in den USA ändere.

«Es knistert irgendwo»: Jacques
Pitteloud. Foto: Yvain Genevay
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Oliver Zihlmann
und Catherine Boss

«Für uns Ukrainer ist dieses Ur-
teil ein Grund zum Feiern», sagt
Olha Petriv. Die Journalistin aus
Kiew arbeitete in ihrer Heimat
zehn Jahre lang für den Fernseh-
kanal Channel 5. Sie berichtete
live vom Maidan während der
Revolution von 2014. Jetzt steht
sie vor dem Zürcher Bezirksge-
richt und strahlt.

«Heute hat ein Gericht hier in
Zürich ein Urteil zu einem Fall
gefällt, der von den Medien und
der Bevölkerung in der Ukraine
sehr genauverfolgtwird», erklärt
sie. «Es geht ja darum, ob in der
Schweiz Geld von Putin lagerte,
demMann, der unser Land über-
fallen hat.»

Der Fall, von dem sie spricht,
hat international Aufsehen er-
regt. Der Prozess fand vor drei
Wochen statt, Medienleute aus
ganz Europa reisten an.Verhan-
delt wurde ein Sachverhalt, der
unter demTitel «Putins Geldspur
in die Schweiz» bekannt wurde.

Der Cellist war laut Urteil
ein Strohmann
DerCEOund dreiAngestellte der
Zürcher Gazprombank haben
2014 Konten eröffnet für Sergei
Roldugin, einen der engsten per-
sönlichenFreundevonKremlherr
Wladimir Putin. Roldugin ist ein
Cellist und sagt selbst, er sei kein
Millionär. Doch über die Konten
flossen hohe Millionenbeträge.
Die Panama-Papers-Recherche
zeigte ausserdem, dass die Fir-
men Roldugins Einfluss auf Me-
dien und gar auf Rüstungsbetrie-
be in Russland hatten.

Der Zürcher Staatsanwalt Jan
Hoffmannverklagte also die Zür-
cher Banker wegen Verletzung
der Sorgfaltspflicht. Nicht nur
die Ukrainerin Olha Petriv, son-
dern Journalistinnen ausmehre-
ren europäischen Ländern ver-
sammelten sich gestern Morgen
für die Urteilsverkündung – und
die hätte deutlicher nicht sein
können.

EinzelrichterSebastianAeppli
sprachgleich allevierBanker,vom
CEO abwärts, schuldig. Das Ver-

gehen: «Mangelnde Sorgfalt bei
Finanzgeschäften». Der CEO er-
hält eine bedingte Geldstrafe von
540’000 Franken, die dreiMitbe-
schuldigten zwischen48’000und
90’000 Franken.

Für den emeritierten Straf-
rechtsprofessor Mark Pieth ist
dieses Urteil ein Meilenstein.
«Bis heute war es so, dass die
Schweizer Justiz den Finanzplatz
kaum schützen konnte», sagt der

Experte für das Geldwäscherei-
gesetz. «Doch nun hat das Be-
zirksgericht Zürich gezeigt, dass
man selbst gegen die engste En-
tourage des russischen Präsiden-
ten erfolgreich juristisch vorge-
hen kann.»

Heisst das nun,dass Putin tat-
sächlich sein Geld in Zürich hat-
te? Ganz so einfach ist es nicht.
RichterAeppli führte aus, dass es
nicht dieAufgabe seines Gerichts

sei, den tatsächlichenwirtschaft-
lich Berechtigten abzuklären.
«Wennman dies verlangenwür-
de, wäre das Gesetz toter Buch-
stabe», sagte Aeppli. Das sei si-
chernicht dieAbsicht desGesetz-
gebers gewesen. Der wirkliche
wirtschaftlich Berechtigte lasse
sich im vorliegenden Fall nicht
feststellen.

Doch derUmkehrschluss, den
er dann machte, ist für die Be-

schuldigten gravierend. «Für das
Gericht ist zweifelsohne erstellt,
dass Sergei Roldugin nicht der
wirtschaftlich Berechtigte sein
kann.» Mit anderenWorten: Die
Gazprombank Zürich hat laut Ur-
teil des Bezirksgerichts Millio-
nen von Franken vom Patenon-
kel derTochter Putins angenom-
men – dabei gehörten sie gar
nicht ihm. Roldugin war dem-
nach ein Strohmann.

Für den Richter war klar, dass
ernsthafte Zweifel an den Anga-
ben Roldugins bestanden, damit
wärenweitereAbklärungen über
den wirtschaftlich Berechtigten
notwendig gewesen.Wer sichmit
den vom Kunden gelieferten Er-
klärungen zufriedengebe und
trotz Ungereimtheiten Fragen
zumwirtschaftlich Berechtigten
nicht abkläre, habe dessen Iden-
tität nicht festgestellt und somit
die Sorgfaltspflichten verletzt, so
Aeppli an derUrteilsverkündung.

Positives Signal für
den Finanzplatz Schweiz
Rechtskräftig ist dieses Urteil al-
lerdings noch nicht. Die Anwälte
sämtlicherBeschuldigtenverkün-
deten noch im Gerichtssaal, sie
würden Berufung einreichen.
«DerSchuldspruchhat fürdievier
Beklagten grosse persönliche
Konsequenzen», erklärte der
Sprecher der vier Beschuldigten.
«Ihre beruflicheZukunft ist infra-
ge gestellt. Deshalb streben wir
ein Berufungsverfahren an.»

Viele Beobachter sehen dieses
Urteil als positives Signal für den
Schweizer Finanzplatz. «Das
zeichnet für einmal ein positives
Bild der Schweiz», sagt Straf-
rechtler Pieth. Und auch die uk-
rainische Journalistin Olha Pe-
triv sagt: «Ichwarvor demUrteil
heute eigentlich pessimistisch.
Die Schweiz hat zwarviel huma-
nitäre Hilfe geleistet, und dafür
sindwir in derUkraine alle dank-
bar.Aber in den letztenMonaten
wurden wir auch immer wieder
enttäuscht.» So habe man nur
7,5 der über 100Milliarden Fran-
ken russisches Vermögen in der
Schweiz eingefroren und die
Wiederausfuhr von Waffen an
die Ukraine verhindert. «Dieses
Urteil heute ist nun ein Signal,
dasman auch in derUkraine hö-
ren wird – dank dem Mut des
Staatsanwaltes und des Rich-
ters», sagt die Ukrainerin.

Die Journalistin deutet auf ihr
Armbandmit einerVerzierungaus
demStahlwerkAzov, einemSym-
boldesukrainischenWiderstands.
«Ehrlich gesagt», fügt sie hinzu,
«ich hätte nachdemUrteil beina-
he gerufen ‹Glory to Ukraine›.»

«Ich hätte beinahe ‹Glory to Ukraine!› gerufen»
Urteil im Gazprom-Prozess Das Zürcher Bezirksgericht verurteilt vier Banker wegenmangelnder Sorgfalt.
Für die Reporterin aus der Ukraine ist das ein Sieg für ihre Heimat. Die Verurteilten fechten den Entscheid an.

Empfang im Kreml: Sergei Roldugin (rechts) wird von Wladimir Putin im September 2016 mit einem Orden ausgezeichnet. Foto: Ivan Sekretarev (AFP)

Die Finanzministerinwarschnell.
Nicht einmal eineWochenachder
Rettung der CS gab Karin Keller-
Sutter bekannt, es brauche eine
«Aufarbeitung des Geschehe-
nen». Sie habe Manuel Ammann
mit einer Analyse betraut – den
profilierten Bankenprofessorder
Universität St. Gallen (HSG).

Es stellt sich aber die Frage,
ob Ammann der Richtige dafür
ist. Denn er ist akademischerDi-
rektor des «HSG Center for Fi-
nancial Services Innovation».
Und dieses Institut wird von der
Credit Suisse gesponsert,wie die
«Wochenzeitung» in Erinnerung
ruft. Es geht um 10 Millionen
Franken.Wenn nun die Rettung
der CS von einem Professor un-
tersucht werde, dessen For-
schungszentrummit ebendieser
Grossbank eine «strategische
Partnerschaft» (O-TonHSG) un-
terhalte, dann «macht man den

Bock zumGärtner», kritisiert die
«Wochenzeitung».

DieserAuftrag sorgt dennauch
bei den politischen Parteien für
Unmut. «Ich bin empört über die
mangelnde Sensibilität», ärgert
sichdie ZürcherSP-Nationalrätin
Céline Widmer. Selbstverständ-
lich müsse man das Geschehene
aufarbeiten – vor allemmit einer
parlamentarischen Untersu-
chungskommission (PUK).Wenn
der Bundesrat wolle, könne er

auch eigene Analysen in Auftrag
geben. Dann seien aber «höchste
Ansprüche andieUnabhängigkeit
der untersuchenden Person» er-
forderlich, soWidmer.EinProfes-
sor,dessen InstitutvonderCSge-
sponsert werde, komme dafür
nicht infrage. «Das kritisiert die
SP harsch», so die Nationalrätin.
Der Auftrag an Manuel Ammann
müsse deshalb gestoppt werden.

Auch SVP-Fraktionschef Tho-
mas Aeschi fordert Keller-Sutter
auf, den Auftrag zu stoppen. Aus
grundsätzlichen Überlegungen:
«Der Bundesrat ist als Exekutive
das falsche Organ, um eine sol-
cheUntersuchung anzuordnen.»
Dies sei Sache einerPUK.Sie kön-
ne entscheiden, ob sie – und,
wenn ja, beiwem– solcheAnaly-
sen bestelle. Das Finanzdeparte-
ment hingegen solle denAuftrag
an Ammann sistieren, unabhän-
gig von der Diskussion um eine

allfällige Befangenheit. «Eswäre
schade ums Geld», so Aeschi.

Die Grünen schliessen sich der
Forderung an, argumentieren
abervor allemmit der Befangen-
heit. «Umden jüngsten CS-Skan-
dal aufzuarbeiten, braucht es
eine besonders unabhängige,
vertrauenswürdige Untersu-
chung», sagt der Freiburger Na-
tionalrat GerhardAndrey. «Fach-
leute eines von derCSmit 10Mil-
lionen Franken gesponserten
Instituts mit dieser Aufgabe zu
betrauen, halten wir Grüne für
sehr problematisch.» Schliess-
lich sei die Krise ja einem mas-
siven Vertrauensverlust der CS
gegenüber geschuldet.

AuchMitte-Präsident Gerhard
Pfister fragt sich, «ob eine Un-
tersuchung durch ein von der CS
finanziertes Institutwirklich re-
levant sein kann». Er will den
Auftrag demFinanzdepartement

aber nicht untersagen. Es sei an
Professor Ammann, zu beurtei-
len, ob er sich selbst für genü-
gend glaubwürdig halte, um die
Analyse durchzuführen.

«Griffigere Regulierung»
Die FDP, die Partei von Karin Kel-
ler-Sutter, möchte sich nicht zu
diesem Thema äussern. Dafür
nimmt das Finanzdepartement
(EFD) selbst Stellung. Es hältMa-
nuel Ammann für nicht befan-
gen: «ProfessorAmmann zeich-
net sich durch seine grosse Ex-
pertise und Kenntnisse des
Schweizer Finanzplatzes aus.
Sein wissenschaftlicher Auftrag
wird durch die Finanzierung des
Instituts nicht infrage gestellt.»
Weitere Details zumAuftrag kön-
ne man noch nicht bekannt ge-
ben, der Vertrag sei noch nicht
ausgearbeitet.Überhaupt sei die-
ses Gutachten nur ein Teil einer

umfassenden Evaluierung, die
man ergänzend zu einer allfälli-
gen Untersuchung durch eine
PUK machen wolle, so das EFD
in seiner Stellungnahme.

LautManuel Ammann geht es
«nicht um eine Aufklärung der
Vorkommnisse oder um eine Be-
urteilung der Credit Suisse, son-
dern um zukunftsgerichtete Fra-
gen im Hinblick auf eine griffi-
ge Regulierung für die Schweiz.»
Im Fokus des Auftrags stehe das
«Too big to fail»-Problem, wo-
mit er sich schon lange beschäf-
tige. Der HSG-Professor, der
nächstes Jahr Rektor derUniver-
sität St. Gallen wird, sieht keine
Befangenheit. Die CS habe kei-
nerleiWeisungsbefugnis gegen-
über dem Institut oder ihm. Die
akademischeUnabhängigkeit sei
«vollständig gesichert».

Iwan Städler

Politiker wollen Untersuchung der CS-Krise durch Bankenprofessor stoppen
Vorwurf der Befangenheit Das Institut von Manuel Ammann an der Uni St. Gallen wird von der CS gesponsert. Das sorgt für Empörung.

Professor Manuel Ammann soll
CS-Rettung analysieren. Foto: PD


